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»

Das Micbtigste .
Bayern als Räterepublik .

In Negensbnrg hat der Arbeiter - und Soldatenrat » der a«S
den geeinigten sozialistischen Parteien besteht » sich für d-ie
Räterepublik erklärt . Eine einzige Stimme war dagegen.

(Weiteres iiber die Lage in Bayern siehe unter Pol . Ucber.
sicht.)

s Vom Tage.
(Die Ereignisse in Bayern . Zur Lage in Baden .)

* Aus Nürnberg wird gemeldet:
Ein Erlaß des bayerischen Ministerpräsidenten Hoffman »

hat folgenden Wortlaut :
„Die Regierung des Freistaates Bayern ist nicht zurückgrtreten ,

sie hat ihren Sitz von München verlegt . Die Regierung ist und
bleibt die einzige Inhaberin der höchsten Gewalt in Bayern und
ist allein berechtigt, wirksame Verordnungen zu erlasse» und
Befehle zu erteilen . Weitere Proklamationen werden folgen.

* Die Korrespondenz Hoffman » meldet : Die in München
anwesenden Mitglieder des Zentralrates sind in der Nacht vom
6 . zum 7. April mit dem revolutionären Arbeiterrat München,
den Mitgliedern » die der sozialdemokratischen Partei , der un¬
abhängigen sozialdemokratischen Partei und der Kommunisten -
pwrtci angehören» zufammengetreten und habe» beschlossen, die
Räterepublik Bayern auszurufen . Die Versammlung einigte
sich aus die protsisorische Ernennung folgender Bolksbeauftrag -
ten : Äeußeres : Dr . Lipp <U. S . ) » Inneres : Soldmann ( U. S .)
Bolkswohlfahrt (früher soziale Fürsorge : Hagemeister (U. S .)»
Bolksausklärung Landauer (parteilos ) , Finanzen : Silvio Gsell»
Justiz Kiibler (Bauernrat ) , Verkehr : Paulukum <U. S .) , Land-
und Forstwirtschaft: Steiner (Banerwrat ) , Volkswirtschaft:
Jaffe (U. S .) , Militär : Unbestimmt» Kommissar für Ernäh -
rungswesen : Wutzelhofer, Kommissar für Wohnungswesen : Dr .
Wadler.

* Der revolutionäre Zentralrat Bayerns veröffentlicht in
der gestrigen Morgenzeitung der „Münchener Neueste» Nachr."
folgenden Aufruf :

An das Volk in Bayern ! Die Entscheidung ist gefallen.
Bayern ist Räterepublik . Das werktätige Volk ist Herr seines
Geschickes. Die revolutionäre Arbeiter - und Bauernschaft
Bayerns , darunter auch unser Brüder , die Soldaten , sind —
durch keine Partqigegensätze mehr getrennt — endlich einig,
daß fortan jegliche Ausbeutung und Unterdrückung ei« Ende
haben muß . Die Diktatur des Proletariats » die nun zur Tat¬
sache geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft
sozialistischen Gemeinwesens » in dem jeder arb ^ tende Mensch
sich am öffentlichen Leben beteiligen soll , eine gerechte soziali¬
stische kommunistische Herrschaft. Der Landtag , das unfrucht¬
bare Gebilde des überwundenen früheren kapitalistischen Zeit¬
alters » ist aufgehoben. Das von ihm eingesetzte Ministerium
ist zurückgrtreten. Die von verantwortlichen Vertrauensmän¬
nern geführten Arbeiterräte erhalten als Bolksbeauftragte für
bestimmte Arbeitsgebiete außerordentliche Vollmachten. Ihre
Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des
revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein.

Die zahlreichen Kräfte des Beamtentums » zumal die unteren
und mittleren Beamten » werden zur tatkräftigen Mitarbeit im
neuen Bayern aufgefordert . Das System der Bürokraten wirdaber unverzüglich aufgehoben. Die Presse wird sozialisiert .Zum Schutz der bayerischen Räterepublik gegen reaktionäre
Versuche von innen und von außen wird sofort eine RoteArmee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden Anschlag
gegen He Räterepublik sofort rücksichtlos ahnden . Die bayerischeRäterepublik folgt dem Beispiele der russischen und der ungari¬
schen Völker

Die Räterepublik nehme, so heißt es weiter , sofort die Ver .
bindung mit diesen Völkern auf , dagegen lehne sie jedes Zu¬
sammenarbeiten mit der „ verächtlichen" Regierung Ebert -
Scheidemann ab und rufe die deutschen Brudervölker auf , den

- gleichen Weg zu gehen. Schließlich wird der 7. April zum-"Nationalfeiertag erklärt .

Das Generalkommando deS 1. bayerische» Armeekorps gibtbekannt :

Versuch einer Mllitär - Ikevolutlon in
Magdeburg .

Von zuŝ idigcr Seite wird mitgeteilt : Wegen des Versuches,eine militärische Revolution in Magdeburg und Umgegend und
in anderen Garnisonen hervorgerufen zu haben, sind in Mag¬
deburg mehrere Verhaftungen vorger .ommen worden . Der
Bekanntste von den in Haft genommenen Leuten ist der frühere
Reichstagsabgeordncte Brandes , der Mitglied der unabhängigen
sozialdemokratischenPartei war .

Die Arbeiterschaft mehrerer Betriebe ist in den Ausstand ge¬
treten zum Protest gegen die Verhaftung des Führers der Un¬
abhängigen Sozialdemokratie Brandes und zweier Mitglieder
des S ldaterirates , die verdächtig sind » an den gegenrevolu¬
tionären Umtrieben im 4 .» 6. und 25. Armeekorps beteitigt zu
sein .

Mitglieder des Wachtregiments haben am Montag mittag
den Reichsjustizminister Landsberg , den kommandierenden Ge¬
neral des 4 . Armeekorps von Kleist und den Hauptmann des
Generalstabes Schücking als Geiseln für den verhafteten Füh¬
rer der Unabhängigen , Brandes , und der beiden Mitglieder des
Zentralsoldatenrates Kegel und Felkel fcstgenommen und un¬
ter starker Bewachung nach der Kaserne Ravensberg gebracht.
Auch die Festnahme anderer in der politischen Bewegung
stehender Männer aus den Reihen der Sozialdemokratie und
der brügerlichen Parteien ist geplant. Die Haltung der' Garni .
sön ist nicht fest. Ein großer Teil sympathisiert mit den Unab¬
hängigen Sozialdemokraten,

Von berufener Stelle wird dem W .T ..B. dazu weiter mit -
getcklt : Heute morgen ist Reichsjnstizministvr Landsberg , der
zu einem private « Besuche in Magdeburg weilte , auf der
Straße von den Aufständischen festgenommen worden » die da¬
durch eine Freilassung des Führers der Unabhängigen » Bran¬
des» erzwingen wollten. Die Reichsregierung weiß» daß sie völ¬
lig im Sinne Landsbergs handelt» wenn sie auf diese Erpres¬
sung nicht eingeht. Sie wird für diese unerhörte Freiheitsbe¬
raubung eines Kabinettsmitgliedes und Verletzung der Jmmu ,nität eines Mitg fodcs der Nationalversammlung energisch
Rechenschaft fordern und hat bereits Schritte eingeleitet , um
dem unhaltbaren Zustand in Magdeburg ein Ende zu machen.
Der Vorfall zeigt, daß der Reichswehrminjster nur zu Recht
hatte, als er am Samstag auf diese in Magdeburg geplante
Militkrrevolte hinwies. Die Schuldigen werden ihre Tat schwer
zu büßen haben. Übre Magdeburg ist der Belagerungszustand
verhängt und eine ausreichende Truppenmaffe ist (in Bewegung
gesetzt worden. _

In einem späteren Bericht wird von zuständiger Seite mitgc -
teilt : Das Automobil, mit dem der Minister Landsberg unter
Bedeckung mehrerer Aufständischer von Magdeburg nach Braun -
fchweig gebracht werden sollte , pst in Helmstedt durch die Auf¬
merksamkeit und Entschlossenheit der Polizei aufgehalte « wor -
den. Die Aufständischen wurden entwaffnet . Der Minister hat
sich ans die Polizeidirektion begeben .

Eine Vertrauensmännerversammlung der Streikenden hat
gestern die Proklamierung des Generalstreiks beschlossen .

Vor dem Lusammenbrucb der Lrnäbrung
Deutschlands .

„Unter dem Heutigen wurde dir Räterepublik Bayern aus -
tzrrnfen. Belagerungszustand . Für den Bereich des 1 . bayeri¬
schen Armeekorps wird bis auf weiteres der verschärfte Belage¬
rungszustand verhängt . Zusammenrottungen und Demonstra .Nonen sind strengstens verboten . Wer tätlich gegen die Vertreter
der Räterepublik vorgeht, wer plündert , raubt oder stiehlt, wird
erschossen.

Der im KorpSberefch deS 1. bayerischen Armeekorps verhängte
Belagerungszustand und das Standrecht werden nur im Jnter -
esse der Sicherheit des Proletariats bis auf weiteres aufrecht¬erhalten . Die Polizeistunde ist auf abends 10 Uhr» am SamS -»iw Sonntag auf abends 11 .3V Uhr festgesetzt . Eine Stundenach Eintritt der angegebene» Zeit hat alles in seiner Be.
?°usung zu sckn . Das Recht der Straße gehört der Nassen -bewußten Arbeiterschaft. Die revolutionären Soldaten » welche

Arbeiterklasse übernommen haben, sorge« fürdie Durchführung dieser Anordnung .
"

sich der Räterepublik augeschloffen.Montag vormittag 10 Uhr fand eine Versammlung auf lSchießanger statt» wo nach verschiedenen Ansprachen die Rrepublik ausgcrufei . wurde. Oberbürgermeister Dr . Wild« arte keinen Rücktritt, da er unter den gegenwätige » Verb««ffen ĉ e Verantwortung nicht übernehmen könne Im 8Hanse sind sämtliche Büros geschloffen bis auf den Tagesdi ,Dre Schule» sind geschlossen, die Arbeiter habe» die Betr
verlassen .

* Von zuständiger Seite wird dem W. T ..B . aus Berlin ge¬
meldet : Die zum Ankauf von Lebensmitteln zur Verfügung
stehenden Zahlungsmittel haben zunächst ausgereicht , um die
von den Alliierten garantierten Mengen zu kaufen . Das erste
von Deutschland freihändig anzukaufende monatliche Kontin¬
gent konnte aber nur zum TPl gekauft werden , weil die Zah -
lungsmittel fehlten. Die weiter, Versorgung Deutschlands
hängt von der Beschaffung weiterer Zahlungsmittel ab . Wenn
die Kohlenförderung weiterhin versagt» muß Deutschlands Er .
nährnng zusammenbrechen» bevor die eigene Ernte zur Ver .
fügung steht .

Die Lage lm IKubrrevler .
* AuS Essen wird berichtet : Unter dem Einfluß des Streikes

auf den Zechen ist die allgemeine Berkehrslage äußerst trostlos .Die Förderung ist in der Vorwoche zu rund 200 000 Tonnen
täglich auf rund 44000 Tonnen am 3. April zurückgegangen .
Demgemäß ist auch die Wagenanforderung , die bei dem ge¬
ringen Bedarf stets voll gedeckt werden konnte, weiter zurück¬
gegangen und zwar von 20 000 aus 8000 am 5. April , fernerdie Arbeitsleistung beim Umschlag in den Duisburger .Ruhr .
orter Häfen, die sich nach Beendigung des Streikes der Stcin -
schlagarbeiter am 28. März wieder auf etwa 15 000 Tonnen
gehoben hatte, allmählich auf 4000 Tonnen täglich gesunken

Die neuesten Nachrichten aus Bayern bestätigen dis
von uns schon gestern an dieser Stelle vertretene Auf¬
fassung , daß wohl die Räterepublik in München aus -
gerufen ist, daß aber von einem wirklichen
Siege des Rätegedankens in Bayern noch
in keiner Weise gesprochen werden kann .
Vor allem hat sich die legale Regierung durchaus nicht
etwa mit den Geschehnissen abgefunden , sondern sie hat
den Sitz der Regierung nach Bamberg verlegt , das als
zuverlässig geltende Freikorps Epp nach dort dirigiert
und einen Aufruf erlassen, in dem es klipp und klar
heißt , daß s ie die einzige Inhaberin der höchsten Gewalt
in Bayern bleibe und sonach einzig und allein berechtigt
sei, Verordnungen und Befehle zu erlassen. Dement¬
sprechend ist z . B . den Staatsbeamten die Tätigkeit im
Dienste der Räterepublik untersagt worden. Di6 Absicht
der legalen Negierung geht darauf aus , München zu iso¬
lieren , die Räteherrschaft möglichst auf diese eine Stadt
zu beschränken und im übrigen alles zu tun , um der
gesetzlichen Gewalt die recht ästige Herrschaft zu sichern .
Wie wir hören, hat dieser männliche und tapfere ' Ent¬
schluß in Nordbayern den besten Eindruck gemacht, wie
denn überhaupt von vornherein damit zu rechnen war ,
daß die übrigen Landesteile dem Beispiele der Münchner
Spartakisten kaum Folge leisten werden. Der Räteherr¬
schaft geneigt sind bis jetzt lediglich Fürth und Würzbnrg .
Sogar in Nürnberg ist der Gedanke der RLt-herrschaft
vom Arbeiterrat mit großer Mehrheit abgelehnt worden .
Das bayerische Volk darf der legalen Regierung Dank
wissen , daß sie mit solcher Entschiedenheit die zugleich
die höchste Klugheit war , sich zur Wehr setzt und alle An -
stalten trifft , um die neue Münchner Revolution zu dem
zu machen, was sie in Wahrheit zu sein verdient : zu
einer tollen Episode ! Der Entschluß der baye¬
rischen Regierung ist auch aus Gründen der Klugheit zu
billigen , weil er allein geeignet ist , die Loslösungsbestve -
bungen in Nordbayern und im bayerischen Schwaben
hintanzuhalten .

Offenbar müssen wir uns auf ein Weiter -
Umsichgreifen der spadtakistischen , auf
Errichtung der Räte Herrschaft ab zielen¬
den Bewegung gefaßt machen . Wir stehen
möglicherweise in ganz Deutschland vor dem Versuch einer
neuen , der sogenannten „ dxitten" Revolution . In Berlin
wird man vielleicht die Gelegenheit des Kongresses der
deutschen Arbeiter - und Soldatenräte benutzen , um durch
Akte der Gewalttätigkeit die Herrschaft an sich zu reißen .
Auch bei uns in Baden haben wir — wahrscheinlich
schon für die nächsten Lage — mit spartakistischen Unter -
nehmungen zu rechnen . Dir badische Regierung
istvondem,wasw '

irzu erwarten haben ,
gut unterrichtet und sieht den kommen -
denEreignisenmitRuheundUmsicht , mit
Festigkeit und Zuversicht entgegen . Die
nötigen Vorbereitungen sind getroffen . Sollte —
was wir einstweilen nicht annehmen wollen — von spar-
takistischer Seite Gewalt angewandt werden, so wird
ihr mit Gewalt begegnet werden. Wir glauben , daß ein
gewaltsamer , terroristischen Ziele dienender Umsturz -
versuch keine Aussicht auf Erfolg haben würde . Zu den
Männern der Regierung , so vor allem zu dem Mini -
ster des Innern und dem Staatspräsidenten , dürfen wir
das Vertrauen haben, daß sie ihre ganze Tatkraft ein -
setzen werden , um die Möglichkeit einer Räteherrschaft,
von vornherein zu vereiteln .

Die badische Regierung ist sich dessen bewußt , daß es"
sich bei allen diesen Umsturzversuchen uni Aktionen han¬
delt , die mit den Idealen der Demokratie und des
Sozialismus nichts zu tun haben , sondern um ' rein
politische Manöver , die eine verschwindend kleine
Mehrheit in den Besitz und damit in den Genuß der
Macht versetzen sollen. Daß ' die Karlsruher Regierung
andererseits entschlossen ist, eine jede, von wahrhaft
sozialen Gesichtspunkten ausgehende, auf der demokrati¬
schen Grundlage des Gesetzes und der Ordnung sich
äußernde Bewegung zu verstehen und zu berücksichtigen,
das werden schon in allernächster Zeit die Eisenbahn -

Mit einer Beilage : 17. öffentliche Sitzung der verfaffnnggebenden badischen Nationalversammlung.



ar heiler erfahren , die b-ekannllich mit neuen Lohn¬
forderungen an die Regierung herangetreten find. Die
Regierung ist gewillt , diesen Forderungen
zuzu stimmen und sie van sich aus auch aus die
unteren Eisenbah nh eamt en auszudehnen .
Selbstverständlich werden dadurcherhebliche neue Aufwen¬
dungen notwendig . Diese Aufwendungen erreichen da¬
mit eine solche Höhe, daß sie aus den Einnahmen dex
Eisenbahnen nicht mehr bestritten werden können ; sie
werden auf die allgemeine Staatskasse übernommen wer¬
den müssen. Jedenfalls gcht aus dem zustimmenden
Entschluß der badischen Regierung klar und deutlich her¬
vor , haß sie die wirtschaftlichen und sozia¬
len Nöte der unteren Schichten der Bevöl¬
kerung mitempfindet , und daß sie bereit ist,
alles nur irgend Menschenmögliche zu tun , um die
Schultern dieser Schichten tragfähig zu machen für die
schwere Last, die heute auf uns allen ruht .

Noch in einem anderen Punkte zeigt die badische
Regierung , daß sie die Notwendigkeiten unserer Zeit
begriffen hat und berechtigte Stimmungen und Forderun -
gen der Arbeiterschaft wohl zu würdigen weiß . Dieser
andere Punkt betrifft den sozialdemokratischen Antrag ,
den 1 . Mai zum Feiertag zu erklären . Da
die Regierung berechtigt ist, von sich aus aus dem Wege
der Verordnung zu bestimmen , ob und welche Tage
womöglich in die Zahl der schon bestehenden Feiertage
einzureihen sind , hat das Gesamtministerium einstimmig
beschlossen , dem sozialdemokratischen Antrag statt¬
zugeben und. den 1 . Mai zum Feiertagzu pro¬
klamieren . Wir begrüßen diesen Beschluß . Tenn
er entspricht nun einmal den gefühlsmäßigen Wünschen
zahlreicher Balkskreise , die so stark sind , daß sie im gan-
zen Reiche fast die Hälfte der ganzen Bevölkerung aus¬
machen , und er paßt gut zu einer Zeit , die den Sieg von
Ideen erlebte , die gewissermaßen historisch mit dem
Datum des 1 . Mai eng verknüpft sind. Im übrigen
tväre es Torheit gewesen , aus der Sache etwa einen
Konfliktsfall zu machen , wie man es nach den Kammer¬
verhandlungen beinahe befürchten mußte ; der 1 . Mai
wäre zudem von der Arbeiterschaft doch gefeiert worden ,
wenn nicht mit , dann gegen den Willen der Regierung .
Es war in diesem Falle jedenfalls klug und weise gehan¬
delt , daß die Negierung sich einem dermaßen im Empfin¬
den weiter Volkskreise verankerten Wunsche nicht versagt
hat . -V .

Politische Meberslcbt.
Die Freiwilligenkorps .

* Aus Berlin wird lt. W.T .-B . gemeldet:
Die Anzeichen mehren sich, daß die Woche des Räte -

tongresses von den Spartakisten mü> dem ihnen nahstehendem
linken Flügel der Unabhängigen zu einer letzte« großen
Machtprobe mißbraucht werden soll. Die Genannten sehen in
den Freiwrlligenkorps mit Recht das Hindernis des Umsturzes
und der Anarchie. Da sie ihm nicht anders beizukommen ver¬
mögen, versuchen sie den Einzelnen , der sich anwerben läßt ,
abzuschrecken . In der Versammlung der Berliner Arbeiter¬
und Soldaten rate ist auf Antrag des Kommunisten Herfurth
den Freiwilligenverbänden stärkste Verachtung ausgesprochen
und die künftige Aussperrung der Freiwilligen angedroht
worden.

Die Regierungstruppen haben in den schlimmsten Tagen die
Republik vor der Zerstörung bewahrt . Die Reichsregi; rung
wird ihnen das nicht vergessen. Abgesehen von allen streng
zu verurteilenden und zu bestrafenden Ausschreitungen ge¬
bührt ihnen Dank und Schub . Beides soll ihnen, werden . Der
Reichswrhrminister hat die Photographien der von Spartakisten
niedergemetzeltcn und verstümmelten Regicrungssoldaten nach
beglaubigter Aufnahmen der Ärzte veröffentlichen lassen . Die
Unabhängigen haben von Druckerei zu Druckerei versucht, die
Herstellung des ihnen so unangenehmen Beweises zu ver¬
hindern . Es ist ihnen nicht gelungen und die Bilder geben
nun die von Noske versprochene Antwort auf die Behauptung
Hasses in der Nationalversammlung , Ausschreitungen gegen
Regierungssoldaten seien nicht vorgekommen.

Inzwischen führt die „Freiheit ", die allen anderen Blättern
Unwahrhaftigkeit vorwirft , ihren Kampf mit den unerhörtesten
Lügen weiter . Die Sonntagausgabe vom 6. April veröffent¬
licht eine angebliche Ansprache des Majors von Stockhausen,
die u . a . den Sah enthält : „Für uns sind diese Unruhen das
Beste , was es geben kann. " Die Rede würde die Überschrift,
unter der die „Freiheit " sind bringt : „Ein neuer Anschlag der
Kaiserlichen" rechtfertigen, wenn sie gehalten worden wäre .
Diese ganze Ansprache des Majors von Stockhausen ist aber
vom ersten bis zum letzten Worte erfunden , ebenso wie die
Zusammenkunft der ihm unterstellten Formationen . Mir wissen
nicht , was aus der Geheimagitation zum Generalstreik am
8. April wird , eins sei aber heute schon fest >ellt, nicht die
Negierung , sondern das Presseorgan der Unabhängigen , die
„Freiheit "

, trägt den Hauptteil aller Schuld, wenn wieder
Arbeiter durch Lügen verhetzt, zu den Waffen greifen und aufs
neue Blut fließt .

Die Nrbeiterrccbte in der IKeicbs -
verkassung .

* Das Reichskabinett hat nachstehende Abänderungsvor¬
schläge zu Artikel 84 der Reichsverfassung angenommen :

„Die Arbeiter sind dazu berufen , gleichberechtigt in Gemein¬
schaft mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und
Arbeitsbedingungen , sowie an der gesamtwirtschaftlichen Ent¬
wicklung der produktiven Kräfte mitzuwirken . Die beider-
ntigen Organisationen und ihre tariflichen Brreinbarungen
- erden anerkannt . Die Arbeiter erhalten zur Wahrnehmung
Heer sozialen und wirtschaftlichen Interessen nach Betrieben
nd WirtschastSgei Auen gegliederte gesetzliche Vertretungen in
Betriebs - und BezirkSsrbriterrAe « und im Reichsarbeiterrat .

Bezirisarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur
- rrüllm ' !, gesamtwirtschaftlicher Ausgaben und zur Mitwir -
.mra bei

' der Ausführung der SozialijierungSgesetze mit den
Vertretungen der Unternehmer zu Bezir ' swirtschaftsräten
and zu einem Reichswirischaftsr .tt zusammen , sozialpolitische

und wirtschaftspslnischr Gesehenen-» rfr bau grundlegender
Bedeutung sollen von der Reich : regierung vor ihrer Ein¬
bringung im Reichstag dem Reichswirtschaftsrat zur Begut¬
achtung vorgelegt werden. Der Reichswir-schaftSrat hat das
Recht, selbst solche Gcseoe beim Reichstag zu beantrage » , die
ebenso wie Berlagen der Rrichsregiernng »der des Rrichsrates
zu behandeln sind . Den Arbeiter - und Wirtschaftsräten kön¬
nen auf den ihnen überwiesenen Gebieten Kontroll - und Ber-
waltungsbefugnisse übertragen werden. — Aufbau und Auf¬
gabe der Arbeiter - und Wirtschaftsräte , sowie ihr Verhältnis
zu anderen Selbstverwaltungskörpern werden durch Reichs¬
gesetz geregelt.

"
,

Diesen Zusatzartikeln sollen ausführliche Begründungen bei¬
gegeben werden.

Die Mterepubltk Bayern .
Der Münchener Zentralrat hat im Verein mit dem revolu¬

tionären Bcmkrat verfügt , daß die Lanken «nd Bankgeschäfte
vo« ganz Bayern für den Verkehr mit dem Publikum am 8.
April zwecks interner Neuordnung den ganzen Tag über ge¬
schloffen bleiben. Um eine Kapitalabwanderung ins Ausland
zu verhindern , hat der Zentralrat angeordnet, daß künftighin
all« Verfügungen , Sendungen und Zahlungen im Betrag von
mehr als 6000 M . nach auswärtigen Plätzen der zuständigen
Kontrollstelle des Zentraiwitschaftsrates zu melden sind .

Aus Nürnberg wird noch gemeldet, daß der Arbeiter , und
Soldateurat Nürnbergs in mehrstündiger Beratung mit 136
gegen 76 Stimmen die Räterepublik ablehne. In einer Sitzung
des Vollzugsausschusses der Bauernröte MittelfrankenS wurde
eine Entschließung angenommen , derzufolge diese Räte das
Ministerium Hoffmann mit alle« zu Gebote stehenden Mitteln
unterstütze« und die Räterepublik nach wie vor entschieden ab¬
lehnen. _

Über die Lage in München wird vom Montag gemeldet:
Heute herrscht in München vollständige ArbeitSruhe . Ist

den Morgenstunden wurden die auf dem Wege zu ihren Ar¬
beitsstätten Befindlichen durch die in den Straßen bekannt
werdende Kunde des Nationalfeiertags zur Heimkehr veran¬
laßt . Die schon ausgerückten Straßenbahnwagen rückten
sofort wieder in die Depots ein. Auch die Schulen haben den
Unterricht nicht ausgenommen . Infolge des schönen Wetters
bewegen sich ungeheure Menschenmassen in den Straßen .
Überall sind große Plakate angeschlagen, die die Gründung der
Räterepublik und die Ausrufung des Nationalfeiertags bekannt
geben. Im Laufe des Vormittags fanden große Massenver¬
sammlungen der Arbeitslosen statt . Um die Mitteagsstunde er¬
tönte von allen Kirchen feierliches einviertelstündiges Glocken¬
geläute anläßlich der Ausrufung der Räterepublik . Als
wichtigste politische Tatsache ist mitzuteilen , daß die kommu¬
nistische Partei es abgelehnt hat , sich an der Ausrufung der
Räterepublik zu beteiligen.

Was die Lage in der Provinz betrifft , so wurden in Kemp¬
ten und Landau Beschlüsse zugunsten der Räterepublik gefaßt .
Auch wird bekannt, daß die Grenzschutzabteilung des 2. Ba¬
taillons in Traunstein bereits am Samstag die Räterepublik
ausgerufen hat . _

Die „München-Augsburger Abendztg.
" schreibt zu den Vor¬

gängen : „ Ein Gesetz über die Enteignung von Geschäfts- und
- Vermögenswerten soll nach einer Version erst in Beratung ,
nach einer anderen Meldung bereits fertig sein . Der Inhalt
des Gesetzes ist folgender : Jedes Geschäft (Vermögenswert
über 10 060 M .) wird festgestellt . Aus dem Vermögen soll
gestaffelt nach der Höhe eine Vermögensabgabe erhoben wer¬
den. Der Rest wird den Inhabern vom Staate mit 3—4 Proz .
verzinst. Das Vermögen selbst gehört dem Staat . Eine ähn¬
liche Regelung soll in Sachsen erfolgen . Es handelt sich um
eine Maßnahme , die zutreffendenfalls der völligen Expro¬
priation der Vermögen sehr nahe kommt, da die Zinsgarantie
fehlt .

"

Die Lage in Stuttgart .
Ein amtlicher Bericht meldet aus Stuttgart vom Montag

abend 148 Uhr : In Stuttgart herrscht vollkommene Ruhe . Die
Straßen zeigen normales Aussehen, die Geschäfte haben
geöffnet- Im städtischen Gaswerk hat die Gaserzeugung durch
eingestellte Hilfskräfte heute begonnen. Mm hofft, in Bälde
die Bevölkerung, wenn auch nur in beschränktem Umfang , mit
Gas versorgen zu können. Der gesperrte Privatkraftwagen -
verkehr wurde wieder frrigegeben . Die Polizeistunde ist von
heute abend aS auf 9 Uhr festgesetzt, der Straßenverkehr bis
10 Uhr zugelaffen.

Nach einer Bekanntmachung der Staatsregierung kann der
Belagerungszustand heute noch nicht aufgehoben werden , da
die Spartakisten durch ihren Terror die Arbeiterschaft in großen

> Betrieben wie Bosen, Daimler u . a . an der Wiederaufnahme
der Arbeit verhindert haben

' Die Streikleitung mackst bekannt, daß in den Daimlerwerken
morgen früh die Arbeit wieder ausgenommen werden wird .

Wadiscber Teil .
** Me Volksregierung ist gewillt , d.ie mit der Ände¬

rung der Wahlrechtsbe stimmungen eingeleitete Neu¬
gestaltung der Städteordnung sowie der Gemeindeord -
nnng auf neuzeitlicher Grundlage sofort durchkzufiihren
und hat deshalb in ihrer Sitzung dom 6 . April beschlossen ,
aus Abgeordneten und aus Vertretern der Städte eine
Kommission zu bilden, die in Verbindung mit der Re -
gierung die Entwürfe cmszuarbeiten hätte . Außer einigen
Mitgliedern und Beauftragten der Regierung sollen
dieser Kommission die Oberbürgermeister Dr . Kutzer
in Mannheim und Vr . Walz in Heidelberg , Bürger -
moister Or . Bender in Bühl sowie Abgeordneter
Stadtrat Geck in Karlsruhe angchören . Der erste Zu¬
sammentritt der Kommission wird voraussichtlich noch
vor Ostern stattfinden . ^

* * In Anbetracht der Neuheit der Volksabstim¬
mung und ihrer Tragweite werden auf Anordnung der
Regierung in jeder Gemeinde am Vorabend der Volks¬
abstimmung , also am 12. d . Mts ., unter Zuziehung der
Parteien Versammlungen abgehalten werden , in denen
die Wichtigkeit und Bedeutung der Volksabstimmung her¬
vorgehoben und zu einer allgemeinen Beteiligung an
derselben ausgefordert wird . Da der 13 . April 1919 der
Tag der ersten Volksabstimmung in Deutschland ist,
wird man nach Möglichkeit auch durch äußerlich festliche
Gestaltung seiner Bedeutung Ausdruck geben.

. Zweifel zu beseitigen , wird darauf - in -güvieselh
'

ich die Stimmzettel bei der Volksabstim¬
mung von den Abstimmungsberechtigten u ng e -
trennt in einem Wahlumschlag abzugeben sind. Die
Perforation der Zettel hat lediglich den Zweck , - er Ab »
st i m m u n g sk o m mi ss i o n die rasche Trennung der
Stinnnzettel zum Zweck der Erleichterung des Zähl rings-
geschältes zu ermöglichen. Wenn in 8 6 des Gesetzes
über die Volksabstimmung ausdrücklich hervorgehoben
ist, daß über die Verfassung und die Nationalversamm¬
lung getrennt abgestimmt wird , so ist dieser Voraus¬
setzung durch die getrennte Fragestellung auf den durch¬
lochten Abstiinmungszetteln entsprochen.

* * Die Angehörigen der freiwillig bei einem
Truppenteil wieder eingetretenen Mannschaf¬
ten können, sofern es sich nicht um den Grenzschutz Ost
oder die militärischen Kommandobehörden unterstellten
Sicherheitstruppen handelt , keinen Anspruch auf die
gesetzliche Familienunterstützung erheben , da
die Wiedereinyetretenen als freie Zivilarbeiter betrachtet
werden . Me badischen Freiwilligenformationen sind als
militärischen Kommandvbehörden unterstellte Siche
Heitstruppen anzusehen.

" Unter den zur Bekämpfung des Schleichhandels
mit Vieh zur Verfügung stehenden Maßnahmen wird in
den beteiligten Kreisen dem Viehkataster eine be¬
sonders gute Wirkung zugeschrieben. Von der Anwen¬
dung dieses Mittels ist in Baden bislang Abstand ge¬
nommen worden , weil unter den dermaligen Verhält
nissen auf eine einigermaßen pünktliche Erstattung der
Anmeldung der im Viehbestand eintretenden Verände¬
rungen durch die Viehbesitzer nicht überall gerechnet und
deshalb eine geordnete Führung des Katasters nicht er-
wartet werden kann. Diese Annahme ist inzwischen durch
die anderwärts gemachten Erfahrungen als zutreffend
bestätigt worden . Im Hinblick auf das ttberhand-nehmen
des Schleichhandels mit Vieh und der Geheimsschlach-
tungen hat sich das Ministerium indessen nunmehr gleich¬
wohl entschlossen, eine fortlaufende Überwachung der ein¬
zelnen Viehbestände durch die Einführung von
Viehbestandsverzeichnissen einzurichten , wo¬
bei aber die Kontrolle über die BestandZveränderun .

'-'m
nicht auf Grund der Anzeigeerstattung der Viehb °siZ
sondern durch Vornahme regelmäßiger Nächste
im Stalle selbst erfolgen soll.

Mit der Vornahme dieser allmonatlich skittfiu ^ . . .
StaWhauen ist der durch Mitglieder der Viehaufbrin¬
gungskommission ergänzte Milchausschuß beauftragt , der
alle bei den Nachschauen ermittelten , nicht einwandfrei
aufMiklärenden Abgänge in den einzelnen Viehbeständen
dem Bezirksamt zur nähren Feststellung des Sachver¬
haltes zur Kenntnis zu bringen hat . Die Bezirksämter
sind angewiesen , in allen Fällen , wo eine unerlaubte
Entfernung von Tieren ermittelt wird , unnachsichtlich
strafendes Einschreiten zu veranlassen . ^

Badiscbe verfassunggebende National¬
versammlung .

Auf der Tagesordnung der 21 . öffentlichen Sitzung vom
Donnerstag , den 10. April stehen außer der Anzeige neuer Ein .
gänge und einer Kurzen Anfrage der Abgg . Schneider -Heidel.
berg u , Gen ., die Neckarkanalisation betr ., sowie eventl . folgende
Punkte :

1 . Mündliche Berichte der Verfassungskommission und Be¬
ratung über a. den Gesetzesvorschlag der Abgg . Warum und
Gen ., die Feier des 1 . Mai bekr . (Berichterstatter Dr . Schä¬
fer ) ; d . den Gesetzentwurf, die Änderung des Gesetzes vom 5.
Juli 1917 über den Verkehr mit Grundstücken in der Kricgs -
und Übergangszeit betr .

2. Mündlicher Bericht der Kommission für Justiz und Ver.
Wallung und Beratung über den Gesetzentwurf, betreffend ver.
einfachtes Enteignungsverfahren (Berichterstatter Aba. Kahn ) .
si3. Mündlicher Bericht der Haushaltskommission und Beratung
über den dritten Nachtrag zum Staatsvoranschlag für 1918/19
(Berichterstatter Abg . Goehring ) .

4. Begründung und Beantwortung der Interpellation der
Abgg . Dr . Koenigsberger u . Gen ., die Reform der Universitäts -
Verfassung betr .

Das vereinkacbte Lnteigmmgsverkabren .
* Ter Bsschuß für Justiz und Berwaltung der badi¬

schen Nationalversammlung erledigte in seiner Sitzung
am Montag nachmittag die zweite Lesung des Ge¬
setzentwurfs über das vereinfachte Enteignungsverfahrcn . Um
aufgetretene verfassungsrechtlicheBedenken zu beseitigen, wurde
einstimmig beschlossen, daß die Entscheidung über die Verpflich¬
tung zur Abtretung des Eigentums nicht durch den Landeskom.
missär, sondern durch das Staatsminsiterium erfolgen soll . Im
übrigen bleibt der Entwurf nahezu unverändert . Er wurde in
der Gesamtabstimmung einstimmig angenommen .

Württemberg und Baden .
Zu diesem vielerörterten Thema schreibt Stadtrat Dr . Fried¬

rich Weilt im „Karlsruher Tagblatt " u . a . :
„Obwohl wir an Überraschungen gewöhnt find, Hai uns die

Nachricht von der geplanten Verschmelzung von Württemberg
und Baven doch einigermaßen verblüfft . Befremdlich ist zu.
nächst , daß derartige Verhandlungen in Weimar geführt wer .
den. Wir können den Abgeordneten zur dortigen Rational -
vcrsammlung das Recht nicht zugestehen, von sich aus derartig
weitgehende Beschlüße zu faßen , ohne sich mit ihren Wählern
darüber überhaupt ins Benehmen gesetzt -zu haben . Im Wahl ,
kampf war jedenfalls von der Verschmelzung von Württemberg
und Baden auf keiner Seite die Rede. Keine badische Parier
hat ein solches Postulat in ihren Wahlaufruf ausgenommen ,
und mit gutem Grund . Es wäre ihr im Wahlkamps über crgan .
gen.

Die Stimmung des badischen Volkes ist zweifellos gegen eine
solche Veränderung . Im demokratischen Zeitalter laßen Nch
die Völker nicht von oben her hinüber und herüber schieben ,
sondern sie beanspruchen mit gutem Grund volles Selbstbesnin »
rnungsrecht. Da ist es in der Tat geradezu kölnisch, daß wenig«



Dagcnach - er einstimmigen Annahme der badischen Verfassung
derartige Pläne auftauchen , die die Abänderung derselben not¬
wendig voraussetzen. Nach der Verfassung ist Baden ein selb ,
ständiger Bundesstaat . Veränderungen im Bestand des Staats ,
aebiets unterliegen den für Veränderungen der Verfassung vor¬
gesehenen Vorschriften. Eine Veränderung der Verfassung
Wäre nur mit einer Zweidrittelmehrheit des Landtags möglich;
ohne Zweidrittelmehrheit im Landtag muh daher das Projekt
ouf die Bildung eines Groß -Württcmberg durch Enwerler .
w»ng Badens — daveruf käme eS in der Sache heraus — aus.
gegeben werden.

Bei solchen Rechtsverhältnissen ist «8 unbegreiflich , in uns^
« r an sich schon so schweren und gewitterschwülen Zeit, durch
^ artigep ^ astischePläne die Öffentlichkeit zu beunruhigen
Wir haben wahrlich zurzeit naheliegende und dringendere
Sorgen Wr brauchen vor allem Einigkeit rm Volk , und jeder
« ersuch diese Einigkeit zu beeinträchtigen , muh als schädlich
bekämpft werden.

Es liegen keine durchschlagende Gründe dafür vor, daß Würt¬
temberg und Baden zu einem Bundesstaat vereinigt werden
sollten. Gerade daS Schwabenland hat sich bisher auf feine
Eigenart viel zu gut getan . Nirgends war ein gesunder Par .
tikularismus mehr zu Hause als in Württemberg . Württem¬
berg den Württembergern , war dort von je die Losung, und in
keinem anderen Bundesstaate gingen weniger Studenten auf
eine andere als die Landeshochschule, wie gerade in Württem¬
berg . Deshalb wurde auch ein Nichlwürttemberger innerhalb
der schwarz-roten Grenzpfähle kaum jemals bodenständig, und
es ist kein Zufall , dah Württemberg , trotz vieler landschaftlicher
Schönheiten keinen grohen Fremdenverkehr aufzuweisen hat .

Mit dieser Eigenart verbindet sich ein an sich durchaus be-
-re -kstigte : Egoismus in der politischen und wirtschaftlichen Stel .
lung Württembergs zu dem Reich und zu den Nachbarstaaten .
G-w

'
ade Baden kann ein Lied davon singen. Die Frage der

EchisfahrtSabgaben auf dem Rhein , bei denen Württemberg
auf der Seite Preußens gegen uns gestanden hat . ist noch un .
vergessen . Auch bei der Behandlung der Kanalisation des
Neckars zeigte sich kein Wohlwollen auf württembergischer Seite .
Der Anspruch , dah Baden , auf dessen Gebiet zwei Drittel der
Kanal : fation fällt , damit seiner Rheinschiffahrt selbst Konkur¬
renz »rachen solle, war doch eine Zumutung . Auf dem Gebiete
des Eisenbahnwesens möchten wir auf die Bahn Gernsbach—
Ranmünzach verweisen. Die württembergrsche Regierung hat
das Versprechen ihrer Fortsetzung bis heute nicht eingehalten .
So ließen sich noch viele Beispiele nicht sehr freundnachbar¬
lichen Verhaltens aufzählen . Wr verargen Württemberg nicht ,
wenn es dabei seine Interessen in den Vordergrund geschoben
hat , müssen aber in solchem Fall den gleichen Standpunkt em-
nehmen.

Was speziell Karlsruhe betrifft , so würde damit seine Eigen,
stbaft als Landeshauptstadt hinfällig . Unzweifelhaft würde i-r
Stuttgart die Hauptstadt des neuen Bundesstaates wwden .
Damit wäre eine schwere Schädigung Karlsruhes unausbleib¬
lich, und gerade in einem für unsere Stadt an sich schon kriti¬
schen Zeitpunkt. Denn darüber kann kein Zweifel sein, daß m,t
dem Hofe viele mit demselben verknüpfte Familien Karlsruhe
verlassen werden. Die erhebliche Verminderung der Garnison
wird eine weitere Abwanderung zur Folge haben . Würde
durch die Verlegung - er Zentralbehörden auch ein großer Teil
unseres Beamtenstandes Karlsruhe verlassen müssen, so wäre
es zu einer bescheidenen Provinzstadt herabgedrückt. Denn
daß in absehbarer Zeit durch daS Aufblühen von Handel und
Industrie dafür ein Aequivalent geschaffen würde, ist bei den
derzeitigen Verhältnissen nicht zu erwarten . So wäre die Ver¬
schmelzung der beiden Staaten für Karlsruhes Zukunft ge-
radezu katastrophal.

Ans der Dandwerkerbewegung.
Die Krankenkasse des Landesverbandes der badischen Ge-

werbe- »nd Handwerkervereinigungen nahm in ihrer General¬
versammlung in Rastatt am Sonntag Stellung zur Ein¬
führung einer neuen Satzung , die entsprechend der
Reichsversichcrunqsordnung Krankengeld , Vergütung von
Arzt- nnd Apotbekerkosten und Sterbegeld gewähren sollte.
Gewerberat Niederbühl und Oberrevisor Bruttel begründeten
die Änderung. Aus den Reihen der Mitglieder wurde diese
für die jetzige Zeit als nicht geeignet angesehen und ein-
stimlnig wurde der von der Kassenverwaltung vorgelegte Ent -
Wurf von den Mitgliedern abgelehnt . Der darauf neugewählte
Vorstand, dem auch jüngere Handwerker angehören , wird eine
von den Handwerkskammern zu bestimmende Kommission bei¬
gegeben werden, der die Ausarbeitung der Satzung obliegt.

Gegen die Sozialisierung des Nabrungs-
mittelgewerbes.

* Die Plättermeldung , daß die Sozialisierungskommission
der Reick 'Lregierung den Entwurf eines Rahmengesetzes über
die Kommunalisierung von Wirtschaftsbetrieben überreicht
habe, durch das auch das Nahrungsmittelgewerbe und die
Kleinhandclsbetriebe erfaßt würden , hat in den Kreisen des
Kleinhandels große Beunruhigung hervorgerufen . Der Klein-
havdelsauSschuß sowie das Plenum der Handelskammer Lahr
haben in der letzten Sitzung beschlossen , gegen die beabsichtigte
Sozmlinerung , die dem Konsumenten keinen Nutzen bringen ,
wohl aber Tausende von wirtschaftlich selbständigen Existenzen
vernichten würde , Protest einzulegen . ^

Die Nonstkmzer Sberbürgermeisterkrage.
» In der letzten Wocke sind die Besprechungen zwischen den

Parteien für die Oberbürgermeisterfrage wieder ausgenom¬
men worden , wobei sich Zentrum und Sozialdemokratie nun¬
mehr mit dem ursprünglich demokratischen Vorschlag einver .
Pand -n e-klärt-n drei Oberbürgermeister zu wäblen . Die
deutsch-bem . Partei stellt den Oberbürgermeister , das Zentrum
sa läcst Aerr» Rechtsrat Dr , Dietrich als 2 . , die Sozialdemokra¬
tie Herr Dipl .-Ingenieur Arnold , zurzeit in Karlsruhe , als
8. Bürgermeister vor. In einer Gesamtvorstandssitzung , der
«ruck' die Swdträte und Stadtverordneten der Partei beiwohnten ,bat nunmehr , der „ Konst . Ztg . " zufolge , am Samstag auch die
Deutsck -Demokr. Partei Stellung zu der Frage genommen . Die
Dem . Partei ist sich nach eingehender Aussprache darüber einig ,geworden, 1 . daß es im Interesse der Stadt wünschenswert sei,die Wahl der Bürgermeister so bald wie möglich vorzunehmen -
2 . ivrrii Dr Moerickr , zurzeit Bürgermeister in Speyer , dem
der 'kur einer ausgezeichneten Gemeinde Politikers vorausge ^t ,als Oberbürgermeister der Stadt Konstanz in Vorschlag zubringen

Purze Wncdricvten nus Kaden .
c> Pforzheim , 7 . April Am Samstag nachmittag sind aus

Deelin 22 Rote Krcuz- Sch o stern zur Pflege der Plyp ^-«?-
kranken eingetroffen . Tie Zahl der Typhuserkrankungen ist
a r O> gestiegen , Sterveio >- sing i ' ; vorgekommen.

vc . Freiburg . 7 . April . In einer Versammlung des Vereins
Pir daS Deutschtum im Anslayoe , die von zahlreichen Ans .

landsdeutschen besucht war , wurde eine Entschließung ange¬
nommen. in der gefordert wird , dah bei den kommenden Frie -
densverhandiungen die Interessen der geschädigten Ausländs¬
deutschen, insbesondere des deutschen Außenhandels , nachdrück-
lichft vertreten werden sollen . Zu diesem Zwecke sollen Ver¬
treter der Ausländsdeutschen als Sachverständige zu den Arie,
densverhandlungen zugezogen werden.

Lus der Landeshauptstadt .
»Beisetzung vo« Geh. Rat Dur « . Unter Beteiligung einer

grohen Trauergemeinde erfolgte gestern vormittag die Bei-
setzung des am Freitag verstorbenen Geh . Hofrates Prof . Dr .
Durm . Die Gedächtnisrede hielt der Rektor der Technischen
Hochschuel „Fridericiania ", Prof . Dr . HauSrath , der die Tätig¬
keit des Entschlafenen als Lehrer, Forscher und Künstler wür¬
digste . Geh. Hoftat Dr . v. Oechelhäuser widmete dem Ver¬
ewigten für die Architekturabteilung der Hochschule einen Nach¬
ruf , ein Vertreter der Studentenschaft sprach für die Studie ,
renden der Hochschule und Geh. Rat Prof . Dr . v . Duhn ge¬
dachte Dürrns im Namen der PhilosophischenFakultät der Uni¬
versität Heidelberg, deren Ehrendoktor der Verstorbene war ,
während er der Stadt Freiburg als Ehrenbürger angehörte .
Dann wurde der Sarg den Flammen üdegHen .

* Ein mißglückter „heiterer Abend". Es dürfte schwer fein,eine Stadt von der Größe Karlsruhes zu finden , durch deren
Konzertsäle sich im Laufe der letzten Jahre ein ähnliches Matz
von künstlerischer Mittelmäßigkeit un- arrogantem Dilettan -
tismus ergoß. Die Schuld daran trägt zum großenTeil die Urteilslosigkeit jenes Publikums , das überall dabei fein
muß , wo es etwas zu sehen und zu hören gibt , sodann daS
Cliquenwesen, das aus Verwandtschafts- und Freundschafts ,
rücksichten kritiklos jeden Schmarren bewundert , und schließ¬
lich leider auch die Gutmütigkeit der Presse, die um des guten
Zweckes willen über die künstlerische Milcherwertigkeit , die sichunter der Flagge der Wohltätigkeit fünf Jahre lang in uner .
härter Weise breit machte , den Mantel der christlichen Nächsten¬
liebe deckte . Diese Umstände haben dazu geführt , daß heute
noch Feder und Jede glaubt , das Publikum ungestraft für
nichts und wieder nichts um Zeit und Geld bringen zu können.
Daß es aber auch hierin eine Grenze gibt, zeigte sich am Sonntagabend im Eintrachtsaale , wo ein Herr „ Wertstes " einen
„heiteren Busch . Abend " veranstalten wollte . Durcheine skrupellose Reklame getäuscht , hatte sich eine zahlreiche
Zuhörerschaft eingefunden, die Saal und Galerien fast bis
zum letzten Platze besetzt hielt und den Darbietungen des Ver¬
anstalters mit Interesse entgegensah. Es sollte indessen wenig
Freude erleben. Der Herr mit dem neckischen Pseudonym er¬
wies sich als blutiger Dilettant , dem zum Rezitator alle, aber
auch alle Voraussetzungen fehlen: Stimme , Sprechkunst ,Mimik und Gedächtnis, ja selbst die Fähigkeit Gedrucktes
richtig abzulesen — von Vortrags - und Charakterisie¬
rungskunst gar nicht zu reden I Die ersten Proben seiner Un¬
fähigkeit nahm die Zuhörerschaft mit Verblüffung hin ; dann
aber erhob sich lauter Protest , dem unter Pfeifen und
„Raus -raus " -Rufen ein energischer Sturmangriff folgte, vor
dem sich das Opfer seiner Eitelkeit — wir wollen annehmen ,daß es sich um ein solches handelte — durch die Flucht ins
Künstlerzimmer rettete . Auch dorthin verfolgt, ließ er schließ ,
lich erklären, daß das Eintrittsgeld bis zum letzten Pfennig
zurückbezahlt werden solle. Damit hatte der tragikomische Abend
sein unprogrammäßiges Ende erreicht und Herr „ Wertstes " —
fein wahrer Name ist Claus Wätjen — konnte mit den beiden
mächtigen Kränzen , die bereits im Künstlerzimmer bereit
lagen , um später als Spende „dankbarer Zuhörer " dem Herrn
Rezitator überreicht zu werden, abziehe n , ohne den erhofften
Ruhm geerntet zu haben.

dH Spende . Anläßlich des Todestages seiner Gattin hat Ge¬
heimer Kommerzienrat Dr Ing . Friedrich Wolfs, der Senior¬
chef der Firma Wolff L Sohn , den Betrag von 1000 M . zur
Verwendung des städtischen Kinderheims gestifter.

Staatsanzeiger.
Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm 18 . Däirz

d. I . den Rechnungsrat Ferdinand Weyrethrr in Karlsruhe
auf Ansuchen unter Anerkennung seiner langjährigen treuen
Dienste auf 1 . Juli d. I . in den Ruhestand versetzt .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm IS . März
d. I . beschlossen, dem Privatdozenten für Anatomie an der
Universität Heidelberg vr . Hans Petrrsen den Titel außer - t
ordentlicher Professor zu verleihen.

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm IS . März
d. I . beschlossen, den Professor Franz Sales Meyer an der
Kunstgewerbeschule in Karlsruhe seinem Ansuchen entsprechend
wegen vorgerückten Alters unter Anerkennung seiner lang¬
jährigen , treugeleisteten Dienste in den Ruhestand zu ver¬
sehen.

Die badische vorläufige Bolksregierung hat unterm 22 . März
beschlossen : a) den nachfolgenden Forstamtsvorständen zu über¬
tragen : dem Oberförster Johann Guud in Kork das Forstamt
Gengenbach, dem Forstmeister Artur Korn in Lahr das Forst¬
amt Durlach , den Oberförstern Oskar Kurz in Walldürn das
Forstamt Lahr , Friedrich BambinuS in Langensteinbach das
Forstamt Ichenheim und Joseph Kettnrr in Gernsbach das
Forstamt Ettlingen ;

d) den nachbezeichneten zweiten Beamten der Forstverwal¬
tung unter Ernennung zu Forstamtsvorständen zu übertragen :
den Oberförstern Hans Lang das Forstamt Stein , Gl . ,, w
Ha- . ä - . cht d ..s Fv .st .. .t M "

--eim , und Freiherrn Georg
v. Rinck das Forstamt Walldürn , den Forstamtmännern Friedrich
Malsch das Forstamt Langensteinbach, vr . August Gerber das
Forstamt Kork , Eduard Ihrig das Forstamt Peterstal und
Hermann Wallt das Forstamt St . Margen , den zuletzt ge¬
nannten vier Beamten unter Verleihung des Titels Ober¬
förster.

cf die Forstassessoren Max Langer aus Schlossau, Kurt Gre -
ther aus Lörrach, Karl Koch aus Frendenberg , Alexander
Fritsch aus Spandau unter Verleihung des Titels Forstamt¬
mann zu zweiten Beamten der Forstverwaltung zu ernennen
und den

Forstassessor Fritz Meitz aus Lörrach den Titel Forstamtmann
zu verleihen.

Die vorläufige Volksregierung hat unterm 22 . März d . I .
den Obcrsteuerkcmmifsnr Philipp SAihmann in Pforzheim
unter Verleihung des Titels Obersteuerinspektor zum Jnspek -
tionsbeamten bei der Zoll - und Steuerdirektion ernannt .

Tie badische vorläufige Volksregierung hat unterm 24. März
d . I . den Kassier Ernst Zipse beim Hauptsteueramt Pforzheim
wegen leidender Gesundheit unter Anerkennung seiner lang¬
jährigen treuen Dienste in den Ruhestand versetzt .

Die badische vorläufige « olls -egrerung hat imterm Sb MärZ
d . I . beschlossen, den Privatdozenten vr . Eugen Fehlte an deqUniversität Heidelberg den Titel außerordentlicher Profess«
zu verleihen .

Die badische vorläufige Bolksregierung hat unterm 26. Mär ,d. I . die Bauräte Karl Wundt in Wertheim und Rudolf Hof«man « in Offenburg ihrem Ansuchen entsprechend wegen vor«
gerückten Alters unter Anerkennung ihrer langjährigen treuen
Dienste auf 1 . Juli d. I . in den Ruhestand versetzt und

unter Ernennung zu Oberinspektoren dem BauinspektotKarl Siebold in Freiburg die Stelle des Vorstandes der Be.
zirksbauinspektion Lörrach und dem Bauinspektor vr . Robert
Edelmeier in Heidelberg die Stelle des Vorstandes der Bezirks -
bauinspektion Wertheim übertragen .

Di « badische vorläufige Bolksregierung hat unterm 28 . Märzd. I . den Rechnungsrat Christian Dittrs in Karlsruhe zu«
Bahnverwalter ernannt .

Mit Entschließung des Verkehrsmimstcriums vom 3 . Aprild. I . wurde dem Bahnverwalter Christian DitteS das Sta¬tionsamt I Rheinau übertragen .
Die badische vorläufige Volksregierung hat cknterm 28 . Märzd. I . beschlossen, den ordenlichen Professor der dogmatischnTheologie an der Universität Freiburg vr . Karl Braig seinemAnsuchen entsprechend wegen vorgerückten Alters unter Aner¬

kennung seiner langjährigen und treugeleisteten Dienste aufden 1 . Oktober d. I . in den Ruhestand zu versetzen .
Vom Ministerium der Justiz ist unterm 22. November 1918

Gerichtsassessor Oskar Pilling aus Erfurt als Rechtsanwalt
^ im Anttsgericht Überlingen und gleichzeitig beim LandgerichtKonstanz mit dem Wohnsitz in Überlingen zugelassen worden .

Mit Entschließung -es Ministeriums des Auswärtigen vom28. März d . I . wurde dem Postassistenten Wilhelm Köhler in
Karlsruhe mit Wirkung vom 19. März d. I . und dem Post ,
assistenten Hermann Hirsch in Heidelberg mit Wirkung vom21 . März d. I . der Charakter als Postsekretär verliehen.

Das Ministerium des Innern hat unterm 19. März d I .den Gewerbelehverkandidaten Paul Oeß in Konstanz zum Ge.
Werbelehrer in Mannheim ernant .

Das Ministerium des Innern hat unterm 2g . März d . Idm Versetzung des Hauptlehrers Karl Bell an die aewerb .
ttche ForünldAngsschule in Endingen zurückgenommen.

Finanzamtmann Ernst Müller beim Hauptsteueramt L'wrachwird zum Sekretariat der Forst, und Domänendirektion ver¬
setzt. Die unterm 25. Februar d . I . ausgesprochene Versetzungdes Flnanzamtmannes Max Jäger in Dürrheim zum Sekre¬tariat der Forst- und Domänendirektion wird zurückgenommen

Das Ministerium der Finanzen hat unterm 31. März d . I .die Versetzung des Obersteuerkommissärs Philipp Würtz in
Waldkirch nach Sackingen. des Finanzamtmanns LudwigQuenzer bei der Katasterkontrolle nach Schönau und des Ober¬
finanzsekretärs Georg Neudörfer in Mosbach nach Waldkirchzurückgenommen und

den Finanzamtmann Ludwig Quenzer bei der Katasterkon¬trolle nach Sackingen und Oberfinanzsekretär Georg Neu¬
dörfer in Mosbach nach Schönau versetzt.

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat unterM12. Oktober 1918 den Bausekretär Ferdinand Herdt in Lauda
nach Karlsruhe versetzt .

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat versetzt:unterm 20. Februar d . I . die Bausekretäre Karl Bernhard beider Zentralverwaltung nach Fützen nnd Eduard Werner inFützen zur Zentralverwaltung .
Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat unterm 27

März d . I . den Baufekretäranwärter Joseph Weis in Karls,
'

ruhe zum Bausekretär ernannt .

Die Bestimmung des 1. Mai als gebotener Festtag betr .
Auf Grund des 8 366 Ziffer 1 des Reichssträfgesetzbuches hatdas Staatsministerium beschlossen und verordnet im Namendes badischen Volkes , was folgt:

8 1 .
Abs . 1 Ziffer 1 der Verordnung vom 18 . Juni 1882. die Welt-
liche Ferer der Sonn -- und Festtage betr ., in der durch die Ver¬ordnungen vom 31 . Juli 1896. 25. Juli 1898, 3. August 1898,22. Februar 1900 und 20 . Februar 1907 bewirkten Fassung
(Ge, .- u . V. -O .-BI. 1892 S . 287, 1896 S . 240, 1898 S . 369 und426. 1900 S . 461, 1907 S . 139) erklärt.

Die Bestimmungen dieser Verordnung finden auf ihn ent .sprechende Anwendung.
8 2.

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung inKraft .
Karlsruhe , den 7 . April 1919.

Der Staatspräsident : - Der Minister des Innern -
Geih - Remmele .

Die Staatsprüfung für das höhere Lehramt für das Prüfungs ,
jahr 1919/20 betr.

Die Meldungen zu der im Frühjahr 1920 abschließenden ^
nach Diaßgabe der landesherrlichen Verordnung vo .n 2. April1913 ( Gesetzes - und Verordnungsblatt 1913 Nr . XVl . Schul .
Verordnungsblatt 1913 Nr . X ) abzuhaltenden Prüfung für das -
höhere Lehramt sind spätestens bis zum 15. Mai d. I . an das
Ministerium des Kultus und Unterrichts « einzureichen. Dies
hat auch von denjenigen zu geschehen, welche sich schon früher
zu einer Prüfung gemeldet oder an einer solchen ohne Erfolg
teilgenommen haben, unter Vorlage sämtlicher zur früheren
Prüfung eingereichten und für die wiederholte Meldung erf w.- erlichen Falles zu ergänzenden Beilagen.

Kriegsteilnehmer haben einen militärischen Ausweis (Füh .
rungszeugnis , Kriegsstammrollenauszug . Militärpaß ) beizufü¬
gen . Diejenigen , welche infolge Eintritts in den Kriegsdienst
von der Prüfung seinerzeit zurückgetreten sind, können die in
der früheren Prüfung für die schriftlichen Hausarbeiten ge¬
stellten Aufgaben belassen werden und schon gelieferte Haus¬
arbeiten — sofern sie den Anforderungen genügen — aufrecht .
erhalten blechen . Um diese Vergünstigungen ist in der Niel-
düng zur Prüfung ausdrücklich nachzusuchen .

Meldungen zu Erwciterungsprüfungen '
( 8 80 der Prüfungs -

ordnung ) sind spätestens bis 25. Dezember 1919 an das Ministe ,
riurn einzureichen.

Wegen der Bedingungen für die Zulassung zur Prüfung
wird auf die Bestimmungen der 88 3 , 4, 5 und 8 der Prüfungs -
ordnung vom 2. April 1913 verwiesen und auf die Bestimmun¬
gen der besonderen Bekanntmachung vom 19. November 1918
(Sch . V . Bl . S . 71) über „ die Vorbereitung der Kriegsteilneh -
mer für das höhere Lehramt" aufmerksam gemacht . Danach
sind Gesuche um Erlassung der Anfertigung der schriftlichen
Hausarbeit aus dem Gebiet der Allgemeinen Prüfung deist
Meldung zur Prüfung beizufügen.

Karlsruhe , den 4 . April 1919.
Ministerium des Kultus und Unterrichts.

Der Ministerialdirektor:
Schmidt . Daumgratz .
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Stuatsanzeiger .
Bekanntma chung

Nr . 1 . 20 .*)
ber Bestandserhebung von tierischen und pflanzlichen

Spinnstoffen (Wolle, Baumwolle , Flachs, Ramie ,
Kauf , Jute ) und daraus hergestellten Garnen und

Seilfäden .
Vom 1. März 1919.

Auf Grund der Verordnung über wirtschaftliche
Maßnahmen für die Übergangswirtschaft aus dem
Textilgebiet vom 27 . Juni 1918 (R . -G .-Äl. S . 671 ) ,
der Verordnung über wirtschaftliche Maßnahmen aus
dem Textilgebiet vom 1 . Februar 1919 (R .-G .-Bl . S .
174 ) und der Bekanntmachung des Staatssekretärs des
Reichswirtschaftsamts über Befugnisse der Reichsstelle
für Textilwirtschaft und der Reichswirtschaftsstellen
auf dem Textilgebiet vom gleichen Tage (R .-G .-Bl.
S . 175) üben die Reichswirtschaftsstellen die ihnen
verliehenen Befugnisse vom 1. März 1919 ab aus .

Nachstehende Bekanntmachung wird hierdurch mit
dem Bemerken zur allgemeinen Kenntnis gebracht, daß
Zuwiderhandlungen gegen sie der Strafvorschrift des
8 3 der Verordnung vom 1. Februar 1919 (R. -G .-Bl .
S . 174 ) unterliegen , soweit nicht nach den allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind .

8 1.
Meldepflicht.

Die von dieser Bekanntmachung betroffenen Per¬
sonen usw. (meldepflichtige Personen ) unterliegen hin¬
sichtlich der von dieser Bekanntmachung betroffenen
Gegenstände (meldepflichtige Gegenstände) einer mo¬
natlichen Meldepflicht.

8 2.
Meldepflichtige Gegenstände.

Meldepflichtig sind :
») sämtliche unverarbeiteten und in Verarbeitung

befindlichen Vorräte der nachstehend näher bezeich-
neten tierischen und pflanzlichen Spinnstoffe ;

d) sämtliche aus diesen tierischen und pflanzlichen
Spinnstoffen sowie aus Kunstwolle hergestellten
Garne und Seilfäden ;

c) Abschnitte , Abgänge und Abfälle jeder Art von
nachbezeichenten Fellen und Pelzen , und zwar in
der in den amtlichen Meldescheinen vorgesehenen
Einteilung .

Gruppe 1. (Meldeschein 1.)
1. Ungefärbte und gefärbte reine Schafwolle, Ka¬

melhaare , Mohär , Alpaka, Kaschmir, ungewaschen,
rückengewaschen , fabrikmäßig gewaschen , karboni¬
siert, auch in Mischungen untereinander oder mit
anderen Spinnstoffen ;2. ungefärbte und gefärbte Spinnstoffe aus reiner
Schafwolle, Kamelhaar , Mohär , Alpaka, Kaschmir,
also Kammzug, Kämmlinge , Abfälle und Ab-
gänge jeder Art dieser Spinnstoffe aus Wäscherei,Kämmerei , Kammgarn - und Streichgarnspinne -

*) Veröffentlicht im Deutschen Reichsanzeiger Nr.
81 , vom 1. März 1919.

rei , Weberei, Strickerei, Wirkerei oder aaderen
Betriebsarten , auch in Mischungen untereinander
oder mit anderen Spinstoffen ;

3 . sonstige Tierhaare jeder Art, auch in Mischungen
untereinander oder mit anderen Spinnstoffen ;

4 . Abfälle und Abgänge jeder Art der unter Ziffer 3
genannten Gegenstände aus Spinnerei , Weberei,
lftlzerei oder anderen Betriebsarten ;

5. Abschnitte und sonstige Abgänge und Abfälle jeder
Art von Wollfellen, Haarfellen und Pelzen jeder
Art .

8 . Sämtliche Webgarne , Trikotgarne und Wirk¬
garne (Kammgarn , Streichgarn , Kammgarn mit
Streichgarn gezwirnt ) , gleichviel ob diese Garne her¬
gestellt sind aus :

1 . reiner Schafwolle, Kamelhaar , Mohär , Alpaka,
Kaschmir, ungewaschen, rückengewaschen , fabrik¬
mäßig gewaschen , karbonisiert oder mit Zusatz
von Kunstwolle;

2. Spinnstoffen aus rekner Schafwolle, Kamelhaar ,
Mohär , Alpak, Kaschmir also Kammzug, Kämm¬
lingen , Abgängen jeder Art aus Wäscherei, Käm¬
merei , Kammgarn - und Streichgarnspinnerei ,
Weberei, Strickerei, Wirkerei ch>er anderen Be¬
triebsarten , ohne oder mit Zusatz von Kunstwolle;

3 . Mischungen der unter 4 und 2 genannten Spinn¬
stoffe , ohne oder mit Zusatz von Kunstwolle.

0 . Sämtliche Strickgarne , Hand- und Maschinen¬
strickgarne aus Kammgarn , Streichgarn , Kammgarn
mit Streichgarn gezwirnt , gleichviel aus welchem der
unter 8 genannten Spinnstoffe diese Garne herge¬
stellt sind , ohne oder mit Zusatz von Baumwolle oder
anderen pflanzlichen Spinnstoffen .

v . Sämtliche Web-, Trikot-, Wirk- und Strickgarne
aus Kunstwolle ohne oder mit Zusatz anderer (auch
kunstseidener) Spinnstoffe sowie deren Abfälle und
Abgänge, soweit sie nicht unter bis O oder (wegen
eines Zusatzes von baumwollhaltigen Spinnstoffen )
unter Gruppe 2 oder (wegen eines Zusatzes von Bast¬
faserrohstoffen) unter Gruppe 3 fallen.

Gruppe 2. (Meldeschein 2.)
Baumwolle , Linters , Baumwollabgänge , Baum -

wollabfälle aller Art , einschließlich Webereikehricht,
auch mit anderen Spinnstoffen (Wolle, Kunstwolle,
Kunstbaumwolle usw .) gemischt , gleichviel ob sie in der
Spinnerei , Zwirnerei , Weberei, Wirkerei oder Stricke¬
rei , beim Bleichen, Veredeln oder Ausrüsten anfallen
und ob sie verspinnbar sind oder nicht .

8 . Sämtliche baumwollenen und baumwollhaltigen
Garne , Zwirne , Garn - und Zwirnabfälle , Putzfäden ,
Reinfäden und dergl ., gleichviel ob der Baumwoll -
gehalt auf der Verwendung der unter genannten
Baumwollspinnstoffe , auf den Zusatz von Kunstbaum¬
wolle oder baumwollhaltiger Kunstwolle oder auf son¬
stigen Ursachen beruht .

Gruppe 3. (Meldeschein 3.)
H,. Bastfaserrohstoffe im Sinne der Bekannt¬

machung Nr . 8 -K81 10 über Beschlagnahme, Verwen¬
dung und Veräußerung von Flachs- und Hanfstroh,
Bastfasern usw ., vom 1. März 1919, geknickt, ge¬
schwungen, gebrochen , gehechelt und als Werg oder als
beschlagnahmter Abfall.

8 . Garne , Webzwirne und Seilfäden , ganz oder
teilweise aus Bastfasern hergestellt.

Zu a, d und c.
Meldepflichtig sind nicht nur die frei erworbenen ,

sondern auch die zugewiesenen Bestände.
Vorräte , die von Behörden bereits beschlagnahmt

worden sind , unterliegen ebenfalls der Meldepflicht.
In diesem Falle ist im Meldeschein zu vermerken, daß
und durch welche Stelle eine Beschlagnahme erfolgt ist .

Wolle auf dem Fell ist nicht zu melden, soweit es
sich nicht um Abschnitte , sonstige Abgänge und Abfälle
der in Gruppe 1 ^ 5 bezeichneten Art handelt .

Bei den von dieser Bekanntmachung betroffenen Ge¬
genständen besteht eine Meldepflicht für jede Menge,
ohne Rücksicht auf Mindestvorräte .

Eine schätzungsweise Angabe des Gewichts ist bei
Spinnstoffen nur für in Verarbeitung befindliche
Mengen zulässig, bei allen anderen von dieser Be¬
kanntmachung betroffenen Gegenständen nur in Aus¬
nahmefällen und mit Genehmigung der zuständigen
Reichswirtschaftsstellen. In solchen Fällen ist im
Meldeschein anzugeben , däß es sich um eine Schätzung
handelt .

Auch im Spinn -, Zwirn oder Peredelungsprozeß
befindliche Garne sind meldepflichtig.

Dagegen sind nicht meldepflichtig:
1. In handelsfertiger Aufmachung für den Klein¬

verkauf vorhandene Stickgarne.
2. Strick-, Stopf - und Häkelgarne aus Baumwolle

oder baumwollenen Spinnstoffen , soweit sie am
Stichtage in handelsfertiger Aufmachung für den
Kleinverkauf vorhanden waren . Strick-, Stopf -
und Häkelgarne aus Wolle oder mit einem Zusatz
von Wolle sind dagegen in jeder Menge und Auf¬
machung meldepflichtig.

8. Garne im Besitz von Haushaltungen für den
Hausgebrauch .

4. Strickgarne der unter Gruppe 1v bezeichneten
Art , die sich in hausgewerblichen Betrieben zum
Zwecke der Verarbeitung in diesen befinden.

8. Strickgarne der unter Gruppe 1 v bezeichnetenArt ,
die sich beim Inkrafttreten dieser Bekanntmachung
bereits in handelsfertiger Aufmachung für den
Kleinverkauf in Warenhäusern oder sonstigen
offenen Ladengeschäften befinden.

8 ».
Meldepflichtige Personen ns« .

Zur ^ Meldung verpflichtet sind :
I . Alle Personen , die Gegenstände der in § 2 be¬

zeichneten Art in Gewahrsam haben oder auS
Anlaß ihres Handelsbetriebes oder sonst des Er¬
werbs wegen kaufen oder verkaufen.

2. Landwirtschaftliche oder gewerbliche Unternehmer ,
in deren Betrieben solche Gegenstände erzeugt
oder verarbeitet werden.

3. Kommunen , öffentlich - rechtliche Körperschaften
und Verbände .

Vorräte , die sich am Stichtage (ß 4) nicht im Ge¬

wahrsam des Eigentümers befinden, sind sowohl von
dem Eigentümer als auch von demjenigen zu melden,
der sie zu dieser Zeit im Gewahrsam hat (Lagerhalter
usw .) .

Die Lagerhalter sind verpflichtet, auch die für Rech¬
nung von Behörden eingelagerten Bestände zu melden.

Sofern sich am Stichtage im Gewahrsam von Lohn¬
färbern , Lohnwebern , Lohnwirkern oder Lohnstrickrrn
Mengen von weniger als insgesamt 100 leg an Gar¬
nen befinden, hat die Meldung nur vom Eigentümer
der Garne zu erfolgen.

Die nach dem Stichtage eintreffenden , vor dem
Stichtage aber schon abgesandten Vorräte , sind nur
vom Empfänger zu melden.

Neben demjenigen, der die Ware im Gewahrsam
hat, ist auch derjenige zur Meldung verpflichtet, der
sie einem Lagerhalter oder Spediteur zur Verfügung
eines anderen übergeben hat .

8 4.
Stichtag und Meldefrist.

Maßgebend für die Meldepflicht sind die bei Beginn
des ersten Tages eines jeden Monats (Stichtag ) tat¬
sächlich vorhandenen Bestände. Die Bestände sind in
gleicher Weise alle Monate , spätestens bis zum zehn¬
ten Tage des betr . Monats (Meldeftist ) zu melden.

Die Meldungen sind bis auf weiteres an das Web-
stoff-Meldeamt , Berlin SW . 48, Verl . Hedemann¬
straße 10, zu erstatten , neue Meldevorschriften ergehen
demnächst.

8 s.
Meldescheine.

Die Meldungen haben nur auf den amtlichen Melde¬
scheinen ( nicht durch Brief ) zu erfolgen.

Für die Meldungen sind drei Arten von Melde¬
scheinen bei der Vordruck -Verwaltung , Berlin SW . 48,
Verl . Hedemannstraße 10, erhältlich, und zwar :

Meldeschein 1 : für Wolle, Wollgarne und Kunst¬
wollgarne ,

Meldeschein 2 : für Baumwolle und Baumwollgarne ,
Meldeschein 3 : für Bastfasern und Bastfasergarne .
Aus dem Reichsausland nicht aus dem Zollaus¬

land ) eingeführte meldepflichtige Gegenstände der
Gruppen 1 und 3 dieser Bekanntmachung sind an dem
ersten dem Tage der Einfuhr folgenden Stichtage auf
einem besonderen Meldeschein, der für die betreffende
Gruppe vorgeschriebenen Art zu melden. Der Melde¬
schein hat den Vermerk :

» Eingeführt am (Tag der Einfuhr ) auS (Herkunfts¬
land )

" zu tragen . Für zu verschiedenen Zeiten oder
aus verschiedenen Ländern erfolgte Einfuhr sind be¬
sondere Meldescheine zu verweisen . Die Unterlas¬
sung dieser Meldung erschwert den Beweis , daß die
Gegenstände aus dem Ausland eingeführt sind , und
daß für sie die besonderen für die aus dem Ausland
eingeführten Gegenstände geltenden Bestimmungen zur
Anwendung kommen. An den folgenden Stichtagen
sind die bereits einmal als eingeführt gemeldeten Ge¬
genstände nicht mehr besonders zu behandeln.

Die Anforderung soll auf einer Postkarte (nicht mit
Brief ) erfolgen , die nichts anderes enthalten soll, als
die kurze Anforderung der gewünschten Meldescheine ,
die deutliche Unterschrift mit genauer Anschrift und
Firmenstempel .

Sämtliche in den Meldescheinen gestellten Fragen
sind genau zu beantworten .

Weitere Mitteilungen dürfen die Meldescheine nicht
enthalten ; auch dürfen bei Einsendung der Melde¬
scheine andere Mitteilungen demselben Briefumschläge
nicht beigefügt werden.

Auf einem Meldeschein dürfen nur die Vorräte
eines und desselben Eigentümers oder die Bestände
einer und derselben Lagerstelle gemeldet werden.

Die Meldescheine sind ordnungsgemäß frankiert an
das Webstoff- Meldeamt Berlin SW . 48, Verl . Hede -
mannstr . 10, einzusenden . Auf die Vorderseite der
zur Übersendung von Meldescheinen benutzten Brief¬
umschläge ist je nach dem Inhalt der Vermerk zu
setzen :
» Enthält Meldeschein für Wolle, Baumwolle oder

Bastfasern ."
Von den erstatteten Meldungen ist eine zweite Aus¬

fertigung (Abschrift, Durchschlag, Kopie ) von dem
Meldenden bei seinen Geschäftspapieren zurückzu¬
behalten .

8 6.
Muster .

Muster der gemeldeten Vorräte sind nur auf beson¬
deres Verlangen dem Webstoff-Meldeamt zu über¬
senden.

8 7-
Lagerbuch.

Jeder Meldepflichtige hat ein Lagerbuch zu führen ,
aus dem jede Änderung der Vorratsmengen melde¬
pflichtiger Gegenstände und ihre Verwendung ersicht¬
lich sein muß . Soweit der Meldepflichtige bereits ein
derartiges Lagerbuch führt , braucht er kein besonderes
Lagerbuch einzurichten.

Über die gemäß 8 3 Ziffer 4 und 6 der Bekannt¬
machung Nr . 8 10 über Beschlagnahme baumwollener
Spinnstoffe und Garne von dem Veräußerung ? - und
Verarbeitungsverbot ausgenommenen Baumwoll¬
spinnstoffe- und Garne ist ein besonderes Lagerbuch
zu führen .

Über Stickgarne in handelsfertiger Aufmachung für
den Kleinverkauf , sowie über Strick-, Stopf - und
Häkelgarne aus Baumwolle und baumwollenen Spinn¬
stoffen, soweit sie am Stichtage in handelssertiger Auf¬
machung für den Kleinverkauf vorhanden waren , ist
kein Lagerbuch zu führen .

8 8-
Inkrafttreten .

Diese Bekanntmachung tritt am 1. März 1919 in
Kraft .

Berlin , den 1. März 1919 .
Reichswirtschaftsstelle für Wolle.

Der Vorsitzende :
AvelliS .

AmMiUMilr
gesucht .

Die Stelle eines
kontrolleure ist beiuns alcl-sld

,zu besetzen . Bei beide -
lügender ttcistui' g besteht
Aussicht auf Anstellung mit
Anspruch auf Pension und
Hinterbliebenenversorgung .
Geeignete Bewerber , wo¬
möglich mit Vorkennlnissen
im Armen- und Jugeno -
fürsorgewesen, wollen An-
geböte mit Lebenslauf und
Zeugnisabschriften unter
Angabe der Gehaltsan¬
sprüche bis spätestens20 . April
an uns eiureichen-

Pforzheim , 5 . April 1919-
Arme» verwa !tung.
Glanzmann .

G5263 .1 . Füller .

Wgkll . NWslW
> ktreitW kttWMMt.

Aufgebot.
L52722 Rastalt. Die

Wilhelm Schwall , Schuh¬
machermeistersEhefrau , Ka¬
tharina geb . Kühn in Karls -
ruhe-Daxlanden hat bean¬
tragt , ihren Vater , den am
21 - September 1849 in Dur¬
mersheim geborenen, zuletzt
dort wohnhaft gewesenen
Schreiner Josef Kühn, der
im Jahre 1880 nach Amerika
ausgewandert und seit min¬
destens 30 Jahre verschollen
sein soll, für tot zu erklären.

Der bezeichnte Verschol¬
lene wird aufgesordert , sich
spätestens in dem aus
Dienstag, 28 Ostober 1919»

vormittags 9 Uhr,
vor demAmtsgericht Rastatt
anberaumten Aufgebots¬
termine zu melden, widrigen¬
falls die Todeserklärung er¬
folgen wird.

An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen ver¬
mögen, ergeht die Aufforde¬
rung , spätestens im Aufge¬
botstermine dem Gericht
Anzeige zu erstatten -

Rastatt , 25 - März 1919 -
Gerichtsschreiberei des
Bad . Amtsgerichts .

KWeWslege.
Urteil .

L -580 , Mo . bach . J Str -S -
gegen den Schriftsetzer Jo¬
hann Georg KilianTrunk aus
WenkheimwegenVergehens
gegen § 140 Abs . 1 Ziffer 3
R Str -G B . hat die Straf¬
kammer des Landgerichts
Mosbach unterm 13 . März
>919 folgendes Urteil er¬
lassen :

Der Angeklagte Schrift¬
setzer Johann Georg Kilian
Trunk aus Wenkherm wird
wegen Vergehens gegen
8 140 Absatz 1 Ziffer 3
R Str -G B . zu einer Ge¬
fängnisstrafe von sechs Mo¬
naten und zu den Kosten
verurteilt ; auch wird sein in
DeutschlandbefindlichesVer-
mögen mit Beschlag belegt-

V -R .W.
gez .vr .Ottendörfer , Ganter ,

Groß , Fath , Hessel.
Die Übereinstimmung mit

der Urschrift beurkundet .
Mosbach, 26 . März IS: 9.

Der Gerichtsschrctber
des Landgerichts ._

Ladung .
L.582 .3 .1 . Waldkirch. Der

MechanikerXaver Kleifcr, ge-
boren am 18 . Oktober 1874
in Tannheim , Amt Donau -
eschingen , wohnhaft in Win¬
terthur , Wildbachstraße 24,
im Inlands zuletzt wohn¬
haft in Waldkirch , wird be-
fchuldigt, daß er durch ein
Vergehen nach 8 140 Abs . 1
Nr . 3 R .Str G .B . die Wehr¬
pflicht verletzt habe Der Ge¬
nannte wird auf Anordnung
des Amtsgerichts Waldkirch
auf :
Dieustag, de» 13. Mai 1919,

vormittags ' /,10 Uhr ,
vor das Schöffengericht
Waldkirch zur Hauptvev-
Handlung mit der Warnung
geladen, daß auch im Falle
unentschuldigten Ausblei¬
bens zurHauptverhandlung
geschrittenund er auf Grund

;r in 8 472 Str -P .O - be-
nchneten Erklärung verur -

l teilt werden wird
Waldkirch , 5. April 1919.

Der Gcrichtsschreiber
> des Bad. Amtsgerichts

r//rc/
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